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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

HMS-Ampel  [] rot X grin Prognose Zuschussbedarf:
abs.: 2.259.550,65-
in %: 2,3%
Il. _Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat
Investitionscontrolling [ ] Investition [] Instandhaltung
Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:
in %:
ll. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage
Es handelt sich um [ ] Mehrkosten
[ ] budgettechnische Umsetzung
. « Finanzierung
Gesamt- darin zusétzl. . .
. . (Sperre, Kontierung | Kontierung .
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f1 ::pllupl E l_'tr::g) (Objekt) (Konto) Bezeichnung
n

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
HMS- Auswertung erfolgt ohne Ausnahmebereiche
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B_Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (auler bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet verdffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergdnzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfihrungen ab Pkt. I.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Konzept zur besseren Kooperation mit Migrantenorganisationen in der Integrationsarbeit

Anlagen:
Konzept ,,Neue Wege zur Kooperation mit Migrantenorganisationen und deren burgerschaftlichem
Engagement mit dem Schwerpunkt der Integrationsarbeit*

C Beschlussvorschlag:

1. Es wird zur Kenntnis genommen:

1.1 Das Konzept zur verbesserten Kooperation mit Migrantenorganisationen dient als Grundlage
fur die zuklnftige Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen und deren Engagement mit
dem Schwerpunkt der Integrationsarbeit.

1.2 Zur Umsetzung des Konzeptes besteht der Bedarf einer Vollzeitstelle als zentrale
Koordinationsstelle und zur Qualifizierung von Migrantenorganisationen. Vorgesehen ist fur
diese Stelle eine Refinanzierung der Personalkosten mit jahrlich 60.000 Euro aus dem WIR
Landesprogramm bis Ende 2025 (s. Beschlussvorschlag 1.3)

1.3 Das hessische Ministerium fir Soziales und Integration beabsichtigt die Forderrichtlinie des
WIR-Programmes zu Uberarbeiten und ab 2021 sogenannte Vielfaltszentren zu férdern.
Aktuell werden aus dem WIR Landesprogramm eine WIR-Koordinationskraft beim Amt fuir
Zuwanderung und Integration und eine Stelle WIR-Fallmanagement beim Sozialleistungs-
und Jobcenter jeweils mit einem Zuschuss zu den Personalkosten in Hohe von jahrlich
50.000 Euro gefordert. Fur beide Stellen ist der Férderbescheid bis Ende 2021 befristet. Der
Arbeitsvertrag fur die WIR Koordinationskraft ist derzeit befristet bis Ende 2021, der
Arbeitsvertrag des Stelleninhabers der WIR Fallmanagementstelle ist unbefristet. Beide
Stellen sind derzeit Uberplanmafig.

Die Aufgabenstellung und Férderung des Wir-Fallmanagers (WIR-FM) soll nach
Landesvorgaben ab Beginn 2021 durch die Einrichtung von Vielfaltszentren entfallen. Dafur
wird seitens des Landes eine zweite WIR-Koordinationsstelle mit dem Schwerpunkt
Kooperation mit Ehrenamtlichen und Vernetzung gefordert. Die beiden WIR
Koordinationsstellen werden ab 2021 mit jeweils 60.000 € bezuschusst. Ab 2022 soll es
erganzend die Méglichkeit geben, eine WIR-Sachbearbeitung-Stelle mit einem
Fordervolumen von 20.000 € zu beantragen. Alle drei Stellen bilden das ,WIR-
Vielfaltszentrum®. Ferner kénnen ebenfalls ab 2022 Projektgelder in Héhe von 10.000€
beantragt werden. Diese sollen fir kurzfristige Projekte, Mal3Bnahmen und Einzelprojekte zur
Verflgung gestellt werden. Fir alle MalZnahmen im Bereich der Vielfaltszentren ist von
Seiten des Landes eine Laufzeit bis 2025 vorgesehen.

Voraussetzung fur die Forderung der Vielfaltszentren ist, dass beide WIR -
Koordinationsstellen in einer Organisationseinheit angesiedelt sind. Diese wird beim Amt fur
Zuwanderung und Integration im Sachgebiet Interkulturelle Férderung und Projekte als
Vielfaltszentrum in der Arbeitsgruppe 330222 Sonderprojekte, EIF, ESF, BAMF eingerichtet.
Der Stelleninhaber der Stelle WIR Fallmanagement wird deswegen vom Sozialleistungs-
und Jobcenter zum Amt fir Zuwanderung und Integration als zweite WIR Koordinationskraft
umgesetzt.
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In Vorgesprachen mit dem Ministerium konnte Einigkeit erzielt werden, dass die
Forderkriterien fir die WIR-Koordinationsstellen in Ubereinstimmung mit dem vorgelegten
Konzept stehen.

1.4 Die neu geschaffene WIR-Koordinationsstelle tbernimmt die Aufgaben der im beigefligten
Konzept beschriebenen zentralen Koordinierungsstelle zur besseren Kooperation mit
Migrantenorganisationen und deren Qualifizierung. Eine Foérderung bis 2025 in Hohe von
60.000 Euro pro Jahr ist seitens des Landes in Aussicht gestellt.

15 Die den Foérderbetrag Uibersteigenden Personalkosten werden 2021 weiterhin aus dem
Budget des Dezernates VI gedeckt.

1.6 Der konkrete Belegungsplan fir den Arbeitsplatz des mit der Umsetzung des Konzeptes
beauftragten WIR Koordinator und einer eventuellen Sachbearbeitungsstelle ab 2022
werden jeweils zeitnah dem Personalamt (Standortplanung) vorgelegt.

1.7 Das vorliegende Konzept wurde dem Ausléanderbeirat in seiner Plenarsitzung am 16.09.2020
vorgestellt und positiv zur Kenntnis genommen.

2. Es wird beschlossen:

2.1 Dezernat VI wird beauftragt zum Stellenplan 2022/2023 eine Planstelle fur den mit der
Umsetzung des Konzeptes beauftragten WIR Koordinator zu beantragen.

2.2 Das Amt fir Zuwanderung und Integration wird beauftragt, einen Forderantrag fir eine WIR-
Sachbearbeitungsstelle sowie Projektgelder bis zu einer Hohe von 10.000 Euro zu stellen,
sobald die Mdglichkeit hierfir besteht.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage

(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/Messgrof3en, Quantitat, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Mit der zentralen Koordinierungsstelle kdnnen die bestehenden Kooperationen mit
Migrantenorganisationen vertieft und neue Kooperation aufgebaut werden. Durch die systematische
Einbindung in die lokalen Strukturen kann die Zusammenarbeit mit Migrantenorganisationen
verbessert werden. Ferner besteht die Mdglichkeit, deren ehrenamtliches Engagement starker als
bisher in den Blickwinkel der Offentlichkeit zu bringen, deren Erfahrungen und Expertise zu nutzen
und gemeinsam mit ihnen die zunehmende Diversitat in Wiesbaden konstruktiv zu gestalten. Hierzu
gehort auch der Abbau von Diskriminierungen und gruppenbezogener Menschenfeindlichkeit durch
eine bessere Kommunikation.

Il. Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berucksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich dndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

lll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der Erschlie3ung von Geb&auden und des 6ffentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)
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V. Gepriifte Alternativen

(Hier sind die Alternativen darzustellen, welche zwar gepriift wurden, aber nicht zum Zuge kommen sollen.)

Wiesbaden, 10.12.20
bu

@ 4415

Manjura
Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

